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Mitreden, Mitdenken, Mitgestalten:

Hürden für die Beteiligung von unterrepräsen-
tierten Gruppen in der Kommune verstehen und 
überwinden

Migrantische Communities sind ein selbstverständli-
cher Teil der deutschen Gesellschaft. Auch auf kom-
munaler Ebene sind „Mitreden, Mitdenken, Mitge-
stalten“ dabei keine inhaltsleeren Floskeln, sondern 
berechtigte Ansprüche, die sie an ihre politische und 
soziale Teilhabe auch auf kommunaler Ebene stellen. 
Insbesondere hier, in der Kommune, treffen unter-
schiedliche Interessen, Werte und Lebensrealitäten 
aufeinander. Konflikte, die daraus entstehen, sind 
Ausdruck gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse. 
Häufig wird gefordert, Menschen mit Migrationshin-
tergrund sollen bei der Aushandlung mit „am Tisch“ 
sitzen. Der Soziologe Aladin El-Mafaalani beschreibt 
Teilhabe anhand dieser Tisch-Metapher noch weiter-
gehend: Wer sitzt seit wann am Tisch? Wer hat das 
Rezept entwickelt? Wer darf mitkochen – und wer 
nur mitessen? Diese Fragen verdeutlichen, dass eine 
umfassende, systematische Beteiligung unterreprä-
sentierter Gruppen noch nicht selbstverständlich ist. 
In der Praxis zeigt sich immer wieder, dass ihre Einbin-
dung in kommunale Strukturen mit besonderen He-
rausforderungen verbunden ist. Beteiligung ist nicht 
automatisch gegeben. Strukturelle Hürden, fehlen-
der Zugang zu Ressourcen, institutionelle Barrieren 
sowie Erfahrungen von Stigmatisierung erschweren 
eine gleichberechtigte Mitwirkung und Beteiligung.

Vor diesem Hintergrund führte das K3B – Kompe-
tenzzentrum Kommunale Konfliktberatung des VFB 
Salzwedel e.V. am 04.12.2025 den digitalen Fachaus-
tausch „Mitreden, Mitdenken, Mitgestalten: Hürden 
für die Beteiligung unterrepräsentierter Gruppen 
verstehen und überwinden“ durch. Ziel war es, Hür-
den für die Beteiligung migrantischer Communities in 
kommunalen Aushandlungsprozessen besser zu ver-
stehen und gemeinsam Ansätze zu reflektieren, wie 
diese überwunden werden können. Mit über 50 Teil-
nehmenden brachte der Austausch Perspektiven aus 
Wissenschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft zu-
sammen, um Erfahrungen sichtbar zu machen, Kon-
fliktdynamiken zu reflektieren und konkrete Ansatz-
punkte für eine nachhaltigere Teilhabe zu entwickeln.

Zeynep Aydar von der Universität Hildesheim stellte 
in ihrer Keynote die Ergebnisse des Forschungspro-
jekts „Integration in ländlichen Räumen Baden-Würt-
tembergs“ vor und beleuchtete insbesondere Fragen 
kommunaler Teilhabe. Vier Praxisbeiträge ergänzten 
ihre Perspektive.

Im Beitrag aus der Stadt Neuwied demonstrieren Bür-
germeister Peter Jung und Bilal Almasri von EIRENE, 
wie zentral eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft für gelun-
gene Teilhabe ist. Der Beitrag von Mamad Mohamad, 
Geschäftsführer des Landesnetzwerk Migranten-
organisationen Sachsen-Anhalt (LAMSA) aus Halle 
gibt Einblicke in die Erfahrungen, die migrantische 
Initiativen in kommunalpolitischen Prozessen und 
Strukturen machen. Anhand des Beispiels des Berli-
ner Stadtteils Neuköllns reflektieren Mohammed Ali 
Chahrour, Sozialwissenschaftler, und Orsolya Zilahy, 
Projektkoordinatorin in Neukölln, Problematisierung 
und Stigmatisierung von Migration im kommunalen 
Kontext. Schließlich zeigt Idil Gogus vom Dachver-
band der Migrantinnenorganisationen (DaMigra) auf, 
wie politische und soziale Teilhabe für migrantische 
Frauen ermöglicht werden kann. Abschließend re-
flektiert Azzam Moustafa, Projektreferent am K3B, 
seine eigenen Erfahrungen mit Teilhabe in Konflikt-
beratungsprozessen und darüber hinaus.

Die vorliegende Publikation dokumentiert die im 
Rahmen des digitalen Fachaustauschs diskutierten 
Beiträge. Sie gibt einen Impuls, das Thema politi-
sche Teilhabe weiter zu vertiefen und voranzubrin-
gen. Die einzelnen Beiträge fassen die Inputs der 
Referent*innen in den Diskussionsforen sowie die 
anschließenden Gespräche mit den Teilnehmenden 
zusammen. Die Beiträge wurden durch das K3B re-
daktionell bearbeitet.



4

Das K3B dankt allen Referent*innen, die den Aus-
tausch durch ihr Wissen und ihre Erfahrungen be-
reichert haben. Für die gelungene Moderation der 
Veranstaltung danken wir Shavu Nsenga, sowie den 
Moderator*innen und Protokollant*innen der ein-
zelnen Praxisbeiträge, herzlich. Ebenso bedanken 
wir uns bei allen Teilnehmenden, die die Diskussio-
nen durch das Einbringen ihrer Perspektiven mit-
gestaltet haben. Unser besonderer Dank gilt außer-
dem dem Asyl- Migrations- und Integrationsfonds 
der EU (AMIF), durch Bundesmittel des Bundesam-
tes für Migration und Flüchtlinge BAMF, dem För-
derprogramm Weltoffenes Sachsen für Demokratie 
und Toleranz des Landes Sachsen, dem Landespro-

gramm für Demokratie, Vielfalt und Weltoffen-
heit des Landes Sachsen-Anhalt, dem Ministerium 
für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Frauen 
und Integration NRW (MKJFGFI), dem „Bündnis für 
Brandenburg“ des Landes Brandenburg, sowie dem 
Landespräventionsrat Thüringen, die die Veranstal-
tung als Fördermittelgeber im Rahmen des Projek-
tes „Vielfalt und Integration gemeinsam gestalten 
– Strategien für Kommunen im Wandel“ ermöglicht 
haben. 

Wir wünschen eine anregende Lektüre.

Diese Maßnahme wird mitfinanziert mit Steuermitteln auf Grundlage des vom Sächsischen Landtag 
beschlossenen Haushaltes.
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Forschungsprojekt „Integration in ländlichen Räumen Baden-Württembergs“

Ergebnisse und Beobachtungen mit Schwerpunkt  
auf kommunaler Teilhabe

Keynote und Beitrag von Zeynep Aydar,  
Universität Hildesheim

Wie funktioniert Integrationsarbeit in den ländlichen 
Räumen Baden-Württembergs? Welche besonderen 
Herausforderungen haben Kommunen? Wo brau-
chen sie Unterstützung? Und wo entstehen in ländli-
chen Räumen innovative Lösungen, von denen andere 
Kommunen profitieren können? Das Forschungspro-
jekt der Universität Hildesheim und des Ministeriums 
für Soziales, Gesundheit und Integration geht diesen 
Fragen nach. Im Fokus stehen die Erreichbarkeit und 
Passgenauigkeit wichtiger Integrationsangebote, die 
Potenziale der Digitalisierung und nicht zuletzt Ideen 
zur Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts. In 
den ersten eineinhalb Projektjahren wurden Erreich-
barkeitsanalysen durchgeführt und alle 35 Landkreise 
Baden-Württembergs mit einem Online-Fragebogen 
befragt. In der zweiten Hälfte des Projekts war das 
Team in vier ausgewählten Landkreisen (Enzkreis, Ost-
albkreis, Hohenlohekreis und Landkreis Lörrach) unter-
wegs, um die ersten Ergebnisse durch genaue Recher-
chen zu überprüfen und noch besser zu verstehen, was 
Integrationsarbeit in ländlichen Regionen ausmacht.

Ein weiterer zentraler Aspekt des Projekts war die 
Frage nach gesellschaftlicher und politischer Teilha-
be. Sowohl im Online-Fragebogen als auch in den 
qualitativen Interviews wurden deshalb gezielt Fra-
gen zu Partizipationsmöglichkeiten gestellt: zu poli-
tischen Beteiligungsstrukturen für Migrant:innen, 
zur Zusammenarbeit zwischen Migrantenorganisa-
tionen und Verwaltungen, zu religiöser Vielfalt sowie 
zur interkulturellen Öffnung der Verwaltungen. Der 
Schwerpunkt lag dabei auf der Kreisebene, da diese 
in ländlichen Räumen eine besonders wichtige Steu-
erungs- und Koordinationsfunktion übernimmt. Er-
gänzend wurden jedoch auch Akteur:innen aus der 
Gemeindeebene einbezogen, um lokale Praktiken 
besser einordnen zu können.

Im Zuge der Analyse der politischen Rahmenbedin-
gungen in Baden-Württemberg erwies sich das Teil-
habe- und Integrationsgesetz Baden-Württemberg 

(PartIntG BW) als zentraler Bezugspunkt. Das 2015 
verabschiedete Gesetz machte deutlich, in welchem 
politischen Rahmen kommunale Integrations- und 
Teilhabearbeit im Land verortet ist. Baden-Württem-
berg ist damit das dritte Bundesland mit einem eige-
nen Partizipationsgesetz. Ziel des Gesetzes ist die För-
derung gleichberechtigter gesellschaftlicher Teilhabe 
aller Menschen. Es versteht Integration ausdrücklich 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe, begreift Viel-
falt als Bereicherung und unterstützt kommunale 
Akteur:innen beim Aufbau geeigneter Strukturen 
sowie bei präventiven Maßnahmen gegen Rassismus 
und Diskriminierung. Zudem verankert es die Zusam-
menarbeit mit dem Landesverband der kommunalen 
Migrantenvertretungen Baden-Württemberg (LAKA). 
Das Gesetz erwähnt außerdem interkulturelle Öff-
nung, Integrationsausschüsse und -beiräte sowie 
entsprechende Maßnahmen. Viele dieser Regelun-
gen sind jedoch überwiegend als Soll-Bestimmungen 
formuliert und damit nur begrenzt verbindlich. Trotz 
seiner Bedeutung als politischer Rahmen zeigt sich in 
der kommunalen Praxis, dass die Umsetzung auf lo-
kaler Ebene häufig begrenzt bleibt.

Dies spiegelte sich auch in den Projektergebnissen wi-
der. Politische Partizipation, Migrantenvertretung, Be-
gegnungsformate, interkulturelle Öffnung und religiö-
se Vielfalt gehörten zu den am seltensten genannten 
Themen in der Befragung. Entweder existieren hier 
tatsächlich nur wenige Maßnahmen, oder diese The-
men besitzen in den Kreisverwaltungen eine geringere 
Priorität gegenüber anderen Aufgabenbereichen.

Zur genaueren Einordnung wurden die Kreisver-
waltungen konkret nach vorhandenen Beteiligungs-
strukturen befragt. So wurde erhoben, ob der Anteil 
von Menschen mit Migrationsgeschichte in den je-
weiligen Kreistagen bekannt sei. 74 % der Landkrei-
se – insgesamt 23 – gaben an, hierzu keine Kenntnis 
zu haben. Auf die Frage nach Projekten zur Erhöhung 
der Einbürgerungsquoten antwortete lediglich ein 
Landkreis mit Ja. Auch Gremien zur Vertretung von 
Migrant:innen auf Kreisebene existieren nur in zwei 
Landkreisen.
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Die vertiefenden Interviews liefern Hinweise auf die 
Ursachen der geringen Priorität. Zwei Argumentati-
onslinien dominierten: Zum einen wurden fehlende 
tatsächliche Einflussmöglichkeiten solcher Beiräte 
genannt, zum anderen die Einschätzung, die Kreis-
ebene sei nicht die geeignete Ebene für politische 
Beteiligung. Und das, obwohl die Kreisebene in länd-
lichen Räumen eine politisch relevante Steuerungs- 
und Koordinationsstruktur darstellt. In der Praxis 
wird die Förderung politischer Partizipation jedoch 
häufig entweder gar nicht als Thema wahrgenom-
men oder als nachrangige Aufgabe betrachtet. Be-
sonders in Landkreisen, in denen der Fokus stark auf 
Pflichtaufgaben liegt und kaum Kontakte zu (post-)
migrantischen Organisationen bestehen, überrascht 
das Fehlen entsprechender Gremien daher nicht.

Auch die Kooperation mit Migrantenorganisationen 
fällt häufig begrenzt aus. Viele Kreisverwaltungen 
kennen nur sehr wenige Organisationen in ihrem Ge-
biet; in 14 Landkreisen waren es höchstens fünf. 66 % 
verfügen über keine institutionalisierten und regel-
mäßigen Austauschformate. In Verbindung mit den 
Ergebnissen zur politischen Beteiligung deutet dies 
auf ein strukturelles Beteiligungsdefizit hin.

Eng damit verknüpft ist die Frage der interkulturellen 
Öffnung der Verwaltung. Auch hier zeigen die Ergeb-
nisse, dass das Thema selten Priorität besitzt. 43 % 
der Landkreise verfügen über keinerlei entsprechen-
de Maßnahmen. Dort, wo Aktivitäten vorhanden sind, 
beschränken sie sich häufig auf kleinere Fortbildungs-
angebote oder auf Versuche, den Anteil von Mitarbei-
tenden mit Migrationserfahrung zu erhöhen. Eine 
strategische Organisationsentwicklung im Sinne einer 
umfassenden interkulturellen Öffnung ist selten.

Die Interviews machen zudem ein wiederkehrendes 
Muster sichtbar: Engagierte Einzelpersonen inner-
halb der Verwaltungen versuchen häufig, entspre-
chende Initiativen anzustoßen, sind jedoch stark 
vom politischen Willen der Entscheidungsträger ab-
hängig. Fehlt dieser, lassen sich Projekte kaum um-
setzen. Nicht selten bildet daher weniger ein Mangel 
an Ideen als vielmehr fehlendes politisches Interesse 
eine zentrale Barriere.

Quelle: Aydar, Zeynep; Schammann, Hannes (2025)

Wie viele (Post)Migrantische Organisationen (MO)  
in Ihrem Landkreis sind Ihnen bekannt?
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Gleichzeitig fanden sich auch positive Beispiele, die 
das vorhandene Potenzial ländlicher Räume verdeut-
lichen. Im Ostalbkreis existiert ein regelmäßig tagen-
der Runder Tisch muslimischer Moscheegemeinden 
und Kulturvereine, organisiert und moderiert durch 
den Integrationsbeauftragten des Landkreises. Die 
Initiative entstand auf Wunsch des Landrats, der be-
reits zuvor als Bürgermeister entsprechende Struktu-
ren aufgebaut hatte. In diesem Rahmen werden Be-
darfe verschiedener Gruppen diskutiert und konkrete 
Maßnahmen entwickelt. So konnte unter anderem 
eine muslimische Seelsorge eingerichtet werden, die 
inzwischen in zwei Krankenhäusern tätig ist. Das Bei-
spiel zeigt, wie entscheidend politischer Wille für die 
Entstehung tragfähiger Beteiligungsstrukturen ist.

Auch auf kommunaler Ebene existieren innovative 
Ansätze. In der Stadt Aalen arbeitet ein Integrations-
ausschuss mit regelmäßig neu besetzten Mitgliedern, 
um eine möglichst ausgewogene Repräsentation 
zu gewährleisten. Zudem wurden dort symbolische 
Wahlen für Menschen ohne Wahlrecht organisiert 
(„Wir wählen“), um Beteiligung sichtbar zu machen. 
Begegnungscafés, die zunächst projektförmig ent-
standen waren, wurden aufgrund ihrer hohen Nach-
frage dauerhaft verstetigt; inzwischen ist hierfür so-
gar eine Koordinationsstelle in der Stadtverwaltung 
verankert. 

Ein weiteres Beispiel findet sich in Rheinfelden, wo 
ein seit langem bestehender gemischter Runder 
Tisch den Austausch zwischen Verwaltung und mig-
rantischen Communities strukturell ermöglicht. Die 
dort historisch gewachsene Migrationsgeschichte 
der Stadt scheint die Entwicklung solcher Beteili-
gungsstrukturen zu begünstigen.

Insgesamt zeigt das Projekt, dass in ländlichen Räu-
men Baden-Württembergs zwar ein erheblicher Ent-
wicklungsbedarf im Bereich Teilhabe besteht, gleich-
zeitig aber bereits zahlreiche übertragbare Ansätze 
existieren. Damit solche Strukturen breiter entste-
hen können, muss das Thema jedoch auch innerhalb 
der Kreisverwaltungen stärker priorisiert werden. 
Die Rolle des Landes als Rahmensetzer bleibt dabei 
zentral: Das Teilhabe- und Integrationsgesetz bietet 
eine wichtige Grundlage – seine überwiegend als 
Soll-Bestimmungen formulierten Vorgaben müssen 
jedoch stärker in konkrete kommunale Praxis über-
setzt werden.

Literatur
Aydar, Zeynep; Schammann, Hannes (2025):  
Integrationsarbeit in ländlichen Räumen: Praxis und  
Potenziale am Beispiel Baden-Württembergs. Baden-Baden: 
Nomos. https://doi.org/10.5771/9783748952978

Diese Beispiele verdeutlichen: Beteiligung entsteht selten  

anlassbezogen, sondern vor allem dort, wo kontinuierliche,  

institutionalisierte Austauschformate aufgebaut werden.  

Brücken zwischen Verwaltungen und migrantischen  

Gemeinschaften entstehen durch langfristige Kommunikation 

und Vertrauensarbeit auf beiden Seiten.
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Politische Teilhabe in Zivilgesellschaft und Kommunalpolitik  
in ostdeutschen Kommunen 

Beitrag von Mamad Mohamad  
(Gründer und Geschäftsführer des Landesnetzwerk 
Migrantenorganisationen Sachsen-Anhalt e.V.)

Verschriftlicht von Mirjam Walter, K3B

Seit seiner Gründung im Jahr 2008 vertritt das Lan-
desnetzwerk Migrantenorganisationen Sachsen-An-
halt e. V. (LAMSA) die politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Interessen von Menschen 
mit Migrationsgeschichte auf Landesebene in Sach-
sen-Anhalt. Mamad Mohamad, Gründer und Ge-
schäftsführer von LAMSA, gibt Einblicke in Erfah-
rungen migrantischer Initiativen in Halle/Saale und 
Ostdeutschland und zeigt Möglichkeiten und Gren-
zen kommunaler Teilhabe auf. Welche Hürden erle-
ben migrantische Aktivist*innen und Organisationen 
im kommunalen Raum? Wie können die Interessen 
migrantischer Organisationen in kommunalpolitische 
Prozesse eingebracht werden? Welche Strukturen 
politischer Teilhabe funktionieren und welche nicht?

Hürden migrantischer Organisationen  
im kommunalen Raum

Migrantische Organisationen stehen im kommunalen 
Raum vor vielfältigen strukturellen Hürden. Zunächst 
bestehen deutliche Anerkennungslücken: Migranti-
sche Organisationen werden häufig auf kulturelle 
Rollen reduziert, während ihnen der Zugang zu poli-
tisch relevanten Räumen, wie Fachrunden oder in-
formellen Entscheidungsprozessen, verwehrt bleibt. 
Ihre Expertise wird symbolisch gewürdigt, aber nicht 
selbstverständlich in politische Steuerungsprozesse 
eingebunden. Erschwerend kommen instabile Res-
sourcen hinzu. Das Engagement basiert überwie-
gend auf Ehrenamt, Projektmittel sichern lediglich 
kurzfristige Vorhaben. Nachhaltige Finanzierung, 
kontinuierliche Personalstellen und eigene Räume 
fehlen vielerorts, sodass langfristige Strategien kaum 
entwickelt werden können. In kommunalen Gremien 
zeigt sich ein Repräsentationsdefizit. Menschen mit 
Migrationsgeschichte gelingt der Einzug in Stadt- 
und Gemeinderäte trotz einzelner aussichtsreicher 
Listenplätze selten. Dies war zuletzt bei den Kom-

munalwahlen 2024 sichtbar. Zudem ist der Anteil 
wahlberechtigter Personen mit Migrationsgeschichte 
geringer, was strukturelle Ungleichheiten verstärkt. 
Hinzu kommen rassistische Anfeindungen, die sich 
besonders in Krisensituationen verschärfen, etwa im 
Zusammenhang mit dem Anschlag in Magdeburg. 
Kommunale Beteiligungsformate sind häufig konsul-
tativ und entfalten kaum politische Wirkung.

Migrantische Interessen in  
kommunalpolitischen Prozessen

Damit migrantische Interessen wirksam in kommu-
nalpolitische Prozesse eingebracht werden können, 
braucht es zunächst verlässliche Ressourcen und 
Sichtbarkeit. Erforderlich sind langfristige finanziel-
le Förderstrukturen, hauptamtliche personelle Ka-
pazitäten sowie eigene Räume, die kontinuierliche 
Arbeit ermöglichen. Ein Beispiel hierfür ist das Viel-
faltszentrum von LAMSA e. V., das ein offener Ort 
für Begegnung ist und zugleich Plattform politischer 
Interessenvertretung. Darüber hinaus ist eine aktive 
Verankerung in der Stadtgesellschaft zentral. Präsenz 
in Nachbarschaften, Sprachmittlung sowie gemeinsa-
me Projekte in Kitas und Schulen für Menschen mit 
und ohne Migrationsgeschichte fördern demokra-
tisches Miteinander und stärken Beziehungen über 
Milieugrenzen hinweg. Ebenso entscheidend sind 
belastbare solidarische Netzwerke zwischen Zivil-
gesellschaft, Verwaltung und Politik. Gerade ange-
sichts von Anfeindungen und Rassismuserfahrungen 
braucht es klare öffentliche Positionierungen. Eine 
wichtige Rolle spielen dabei Gatekeeper: Personen 
in Schulen, Verwaltungen oder politischen Institutio-
nen, die „von innen“ Türen öffnen und Zugänge zu 
Entscheidungsprozessen ermöglichen. Schließlich 
bedarf es politischer Räume und politischen Willens, 
die echte Mitgestaltung zulassen. Beteiligungsgre-
mien wie Migrationsbeiräte können wichtige Inst-
rumente sein, sind jedoch nur dann wirksam, wenn 
ihre Empfehlungen ernst genommen und in Entschei-
dungen eingebunden werden. Grundlage all dessen 
ist eine Kultur des gegenseitigen Lernens, die auf 
pauschale Zuschreibungen verzichtet und Dichoto-
mien zwischen „wir“ und „die“ überwindet.
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Ansätze zur Stärkung kommunaler Teilhabe

Kommunale Teilhabe von Menschen mit Migrations-
hintergrund geht mit einer Haltung der Selbstver-
ständlichkeit einher, sie anzuhören und einzubezie-
hen. Beispiele sind verbindliche Integrationskonzepte 
und Migrant*innenbeiräte mit Vorschlagsrecht. Bei-
ratsmitglieder benötigen auch fundierte Kenntnisse 
über Verwaltungs- und Ratsstrukturen, um gezielt 
Einfluss zu nehmen. Hilfreich sind hier verwaltungs-
interne Arbeitsgruppen von 
Migrant*innen. Dazu sind ver-
lässliche Rahmenbedingungen 
wichtig. Integration gilt vie-
lerorts nicht als kommunale 
Pflichtaufgabe, und eine pro-
jektbasierte Förderung ersetzt 
keine dauerhaften Strukturen. 
Stabile institutionelle Grundla-
gen stellen langfristiges Enga-
gement sicher.

Zudem braucht es niedrig-
schwellige Beteiligungsforma-
te, die neben gut vernetzten 
Akteur*innen auch weitere 
Zielgruppen erreichen. Auch solidarische Netzwerke 
über institutionelle Grenzen hinweg sind wichtig. De-
mokratische Akteur*innen sollten nicht erst dann auf 
Angriffe und Anfeindungen reagieren, wenn die eige-
ne Institution betroffen ist. Es wurde auch betont, 
dass eine ausbleibende Teilnahme migrantischer 
Selbstorganisationen an Netzwerkveranstaltungen 
nicht vorschnell als Desinteresse gewertet werden 
darf. Es ist häufig auf begrenzte personelle Ressour-
cen zurückzuführen.

Kritisch reflektiert wird außerdem, dass der Aus-
tausch mit migrantischen Communities häufig an-
lassbezogen und konfliktgetrieben ist. Kommuni-
kationskanäle sind oft von Gruppen geprägt, die 
leichten Zugang haben. Hier entsteht teils ein Kon-
fliktnarrativ, das Vorurteile verstärkt. Dies führt zu In-
formations- und Empathielücken und erschwert den 
Perspektivwechsel. Es wurde hervorgehoben, dass 
migrantische Communities keineswegs homogen 
sind und Menschen mit Migrationsgeschichte nicht 

ausschließlich zu Integrationsfragen adressiert wer-
den sollten, sondern als selbstverständlicher Teil der 
kommunalen Öffentlichkeit in allen Politikfeldern. 
Teilnehmende fragten, welche Hebel Zivilgesellschaft 
und Stadtverwaltung benötigen, um migrantische 
Perspektiven wirksam einzubringen. Viele Verwal-
tungen wünschen Beteiligung, doch fehlen oftmals 
tragfähige Zugänge zu migrantischen Communities. 
Ein Ansatz ist, Verwaltungsstrukturen so zu gestalten, 
dass Beteiligung machbar ist. 

Auch solidarische Netzwerke über  

institutionelle Grenzen hinweg sind wichtig. 

Demokratische Akteur*innen sollten nicht 

erst dann auf Angriffe und Anfeindungen 

reagieren, wenn die eigene Institution  

betroffen ist.
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Problematisierung von Migration in kommunalen Konflikten  
am Beispiel des Stadtteils Neukölln

Beitrag von Mohammed Ali Chahrour  
(Sozialwissenschaftler) und Orsolya Zilahy  
(Projektkoordination „Buckow Beteiligt“/ Neukölln)

Verschriftlicht von Felix Hänche, K3B

Neukölln hat in der Öffentlichkeit einen ambivalen-
ten Ruf: Das Berliner Viertel gilt als bunt, pulsierend 
und vielfältig, mit zahlreichen Restaurants, Bars, 
Kunstateliers und einer durch Migrationsgeschichte 
geprägten Stadtgesellschaft. Gleichzeitig gerät das 
Viertel oft mit weniger positiven Meldungen in den 
politischen und medialen Fokus, berichten Moham-
med Ali Chahrour und Orsolya Zilahy. In ihrem Pra-
xisbeitrag greifen sie diese Diskurse auf und ordnen 
sie beispielhaft anhand der Ereignisse rund um die 
Silvesternacht 2022/23 sowie der „Freibaddebatte“ 
ein. Beide Referent*innen sind beruflich im Stadtteil 
Neukölln tätig: Zilahy arbeitet in der Projektkoordi-
nation für die lokale Stadtteilkoordination und Sozial-
wissenschaftler Chahrour führt Interessierte im Rah-
men von gesellschaftspolitischen Stadttouren durch 
die Nachbarschaft. 

Sie erklären, wie im Zusammenhang mit der Silves-
ternacht 2022/23 über Angriffe auf Rettungskräfte 
sowie über weitere gewaltsame Übergriffe berichtet 
wurde. In der öffentlichen Kommunikation v.a. durch 
Medien und Polizei sei von 145 Tatverdächtigen ge-
sprochen worden. Die wenig differenzierte Berichter-
stattung ließ den Schluss zu, dass die Taten überwie-
gend in Neukölln verübt wurden, kritisieren Zilahy 
und Chahrour. Das trage dazu bei, Neukölln weiter-
hin als „Problemviertel“ zu behandeln. Die Zahl be-
zog sich jedoch auf den gesamten Berliner Stadtraum 
und auf sehr unterschiedliche Deliktzusammenhän-
ge.  Tatsächlich lag der Schwerpunkt der Tatverdäch-
tigen in Berlin-Mitte. In Neukölln wurden infolge der 
Silvesternacht 2022/23 nur zwei Tatverdächtige er-
mittelt, von denen einer freigesprochen wurde. 

In der „Freibaddebatte“ von 2023 sind vergleichba-
re Dynamiken zu beobachten. Ausgangspunkt der 
Debatte war ein Ereignis, bei dem Jugendliche ei-
nen gesperrten Sprungturm nutzten. Aufgrund von 
Personalmangel im Wachschutz konnten Platzver-
weise nicht konsequent durchgesetzt werden. Die 
Polizei wurde eingeschaltet. Auch hier etablierte sich 
schnell das Narrativ von zunehmender Gewalt durch 
Jugendliche mit Migrationshintergrund, berichten 
die Referent*innen. Statistiken zeigen, dass es weni-
ger Gewalt in Berliner Freibädern gab als in der Zeit 
vor Corona. Gleichzeitig standen den Einrichtungen 
weniger finanzielle Mittel zur Verfügung. Die me-
dial transportierte Wahrnehmung von ausufernder 
Gewalt in Neuköllner Freibädern entspricht schlicht 
nicht den Tatsachen, so Chahrour und Zilahy.

Die zwei Beispiele verdeutlichen den Einfluss von 
Medien und Politik auf die Wahrnehmung von be-
stimmten Gruppen im kommunalen Raum. Auf einer 
diskursiven Ebene sind diese Narrative gesellschaft-
lich polarisierend. Sie tragen damit zum aktuellen 
Rechtsruck bei. Ein zentrales Muster ist die Eintei-
lung in „gute“ und „schlechte“ Migrant*innen. Diese 
Darstellung schließt an bekannte problematisierende 
Debatten über das Viertel an. 

Konflikte können produktiv 

sein, wenn sie Aushandlungs-

prozesse ermöglichen.
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Orsolya Zilahy und Mohammed Ali Chahrour be-
richten, welche konkreten politischen Folgen die 
beschriebenen Debatten für den Stadtteil haben. 
Insbesondere migrantische Communities und Orga-
nisationen, die als muslimisch wahrgenommen wer-
den, werden ausgeschlossen und marginalisiert. 

Ebenfalls erleben sie, dass Träger, die in ihrer Arbeit 
antimuslimischen Rassismus thematisieren oder die 
Position offen vertreten, dass es sich beim Vorgehen 
des israelischen Militärs im Gazastreifen um einen 
Völkermord handele, finanziell sanktioniert werden. 
Weiterhin kritisieren sie, dass Handlungsempfehlun-
gen des Neuköllner Jugendhilfeausschuss, die Min-
derjährige gegenüber anlasslosen Kontrollen und 
Polizeigewalt auf ihren Schulwegen schützen sollen, 
nicht ausreichend Anwendung finden. Zudem wurde 
der sogenannte „Neukölln-Komplex“, also eine Serie 
rechtsextremer Straftaten gegen migrantisch gelese-
ne Menschen und weitere Akteure, die von Rechtsex-
tremen als „politische Feinde“ identifiziert wurden, 
bisher unzureichend aufgeklärt. 

Diskussion der Teilnehmenden

Der Fokus der Diskussion lag auf von Rassismus be-
troffenen Personen und Gruppen sowie auf der 
Förderung von migrantischen Selbstorganisationen. 
Vertrauensräume für marginalisierte Gruppen sind 
essenziell, um deren Bedürfnisse und Ängste ernst-
haft zu verstehen. Darüber hinaus ist es eine wich-
tige Zukunftsaufgabe, Spaltungen innerhalb von 
Communities zu überwinden. Dafür sind z.B. Religi-
ons- und Communityübergreifende Kooperationen 
zentral. Gleichzeitig berichteten viele Teilnehmen-
de aus Neukölln von zunehmenden Problemen seit 
dem Überfall der Hamas am 7. Oktober 2023: Der 
Austausch zwischen verschiedenen Gruppen ist er-
schwert, Einschüchterungen im beruflichen Kontext 
nehmen zu und Konflikte wirken sich insbesondere 
auf Schulen aus.  Ebenso wurde das Erstarken von 
antisemitischen Straftaten sowie von antimuslimi-
schem Rassismus im Stadtteil thematisiert. Auch 
Jüd*innen, die in Neukölln viele Demonstrationen 
im Zusammenhang mit dem Gaza-Krieg organisie-
ren, erfahren dafür Repressionen, hebt Orsolya Zila-
hy hervor. Dieser Aspekt fände im öffentlichen Dis-
kurs jedoch kaum Beachtung. 

Schlussendlich leiten die Referent*innen verschiede-
ne Handlungsempfehlungen ab: Erstens benötigen 
diskriminierte und marginalisierte Gruppen tragfähi-
ge Bündnisse, da sie öffentliche Diskurse allein häu-
fig nur eingeschränkt beeinflussen können. Zweitens 
müssen Bündnisse, Sozialpartnerschaften und Beirä-
te Diversität abbilden, um die Perspektiven Betroffe-
ner sichtbar zu machen und zu berücksichtigen. Und 
drittens müsse die bestehende Hürde für viele Mig-
rant*innen, gegen sie gerichtete Straftaten aus Angst 
vor Stigmatisierung nicht anzuzeigen, aktiv themati-
siert und überwunden werden. 

Reproduzieren Konflikte  

jedoch bestehende ungleiche 

Machtverhältnisse, führen sie 

zu Frustration und weiterer  

Ausgrenzung.
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Vom Projekt „Starke Nachbar_innen Neuwied“:  
Empowerment als Brücke zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft

Beitrag von Peter Jung  
(Bürgermeister Stadt Neuwied) und  
Bilal Almasri (EIRENE)

Verschriftlicht von Sophia Matschinsky  
und Jeannette Schütze, K3B

Bilal Almasri. Das Projekt „Starke Nachbar_innen“ 
baut gezielt Zugangshürden für Menschen mit Flucht-
erfahrung ab und stärkt ihre Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben in Neuwied. Es setzt auf Peer-to-
Peer-Ansätze sowie eine enge Zusammenarbeit mit 
kommunalen Behörden und bietet niedrigschwellige 
Beratung und persönliche Begleitung, etwa bei Be-
hördengängen, bei Alltagskonflikten oder bei der 
Orientierung in neuen Lebenssituationen. Darüber 
hinaus werden im Rahmen des Projekts Informati-
onsveranstaltungen organisiert, die das wechselseiti-
ge Verständnis zwischen Behörden und Geflüchteten 
verbessern. Die Stadt Neuwied stellt Räume bereit 
und beteiligt sich an der Finanzierung. Für seine 
Arbeit wurde das Projekt mit dem Integrationspreis 
Rheinland-Pfalz 2025 ausgezeichnet. 

Ein zentrales Element des Konzepts ist die aufsu-
chende Arbeit. Projektmitarbeitende gehen dorthin, 
wo die Menschen sind und schaffen so Vertrauen. 
Beispielsweise bieten regelmäßige Formate wie die 
monatliche Frauenrunde geschützte Räume, um 
sich auszutauschen über Konflikte, deren Ursachen 
und mögliche Lösungswege. Daraus entwickeln sich 
teils konkrete Angebote, wie etwa Computerkurse 
für Frauen an der Volkshochschule. Begegnungsfor-
mate wie das Café Asyl tragen dazu bei, Vorurteile 
abzubauen und Kontakte auf Augenhöhe zu fördern. 
Darüber hinaus bieten Workshops Orientierung und 
ermöglichen Geflüchteten und Engagierten aus der 
Aufnahmegesellschaft neue Einblicke in unterschied-
liche Lebensrealitäten.

Ein weiterer zentraler Baustein des Projekts ist die In-
tegration durch Ehrenamt. „Starke Nachbar_innen“ 
unterstützt Geflüchtete beim Aufbau sozialer Netz-
werke und ermöglicht ihr Engagement in der Stadt-
gesellschaft. Beispiele sind Sauberkeitsaktionen in 
der Stadt, die Unterstützung der Wärmestube oder 

das gemeinsame Apfelpflücken an einer Grundschu-
le. Menschen mit Fluchterfahrung werden so zu ak-
tiven Gestalter*innen des Zusammenlebens. Dazu 
vermittelt ein Qualifizierungskurs für ehrenamtliche 
Konfliktvermittler*innen Grundlagen ziviler Konflikt-
bearbeitung. Die Teilnehmenden bringen ihre inter-
kulturelle Kompetenz sowie ihr Konfliktwissen unter 
anderem bei Dialogveranstaltungen ein. So wirken 
sie als Multiplikator*innen in ihre jeweiligen Sozial-
räume hinein. 

Herausforderungen zeigen sich auf verschiedenen 
Ebenen. Auf Seiten der Geflüchteten geht es um die 
Balance zwischen Unterstützung und Empowerment 
sowie um begrenzte Ressourcen für ehrenamtliches 
Engagement. In der Aufnahmegesellschaft erschwe-
ren Vorurteile, Zeitmangel und fehlende Informatio-
nen das Engagement. 

„	Wir sind die Brücken gegangen, die uns  
Projektmitarbeitende gebaut haben.“

	 (Peter Jung, Bürgermeister Neuwied)

Peter Jung. Die beiden Projektpartner aus „Starke 
Nachbar_innen“ tragen mit ihrem Engagement maß-
geblich zum Gelingen bei. Sie übernehmen für die 
Stadt eine Arbeit, die diese allein nicht leisten kann. 
Die aufsuchende Arbeit sei zentral, um Menschen vor 
Ort zu erreichen und Vertrauen aufzubauen. Wenn 
darauf gewartet wird, dass Menschen den Weg in die 
Verwaltung finden, bleibt Vieles unerledigt. 

Teilnehmende am Projekt wirken als Multiplikator*in-
nen vor Ort. Sie tragen ihr Wissen und ihre Erfahrun-
gen weiter. Die für das Projekt verwendeten finan-
ziellen Ressourcen sind eine Investition. Unsicherheit 
entsteht durch die derzeitige Projektförderung. Es 
braucht eine verlässliche, langfristige Finanzierung. 
Wenn die Projektpartner ihre Arbeit nicht mehr ma-
chen, entsteht eine Lücke. Das Vertrauen, das die 
Projektpartner vor Ort aufgebaut haben, ist nicht er-
setzbar. Darum ist es wichtig, die Erfolgsgeschichten 
aus dem Projekt sichtbar zu machen und Vorbehal-
ten der Stadtgesellschaft entgegenzuwirken. 
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Politische Teilhabe von Migrantinnen und  
geflüchteten Frauen stärken

Beitrag von Idil Gogus  
(Dachverband der Migrantinnenorganisationen)

Verschriftlicht von Antonia Mohr, K3B

Idil Gogus vom Dachverband der Migrantinnenor-
ganisationen (DaMigra) eröffnet ihren Beitrag mit 
einem Quiz zum Anteil von Frauen in Parlamenten 
und führt damit direkt in das Thema struktureller 
Unterrepräsentation ein. Mit Verweis darauf, dass 
nur 1,5% der Bürgermeister*innen in Deutschland 
einen Migrationshintegrund haben, ordnet sie diese 
Zahlen ein und beschreibt zentrale Hürden für poli-
tische Teilhabe. Für Frauen, die neu nach Deutsch-
land gekommen sind, steht zunächst das Bedürfnis 
nach Sicherheit statt nach politischer Gestaltung im 
Vordergrund. Politische Teilhabe setzt Stabilität, Res-
sourcen und finanzielle Unabhängigkeit voraus. Viele 
geflüchtete und migrantische Frauen arbeiten jedoch 

in prekären Beschäftigungsverhältnissen, häufig in 
Care-Berufen, und tragen zusätzlich familiäre Sor-
gearbeit. Zeit für politisches Engagement ist knapp. 
Hinzu kommen sprachliche Barrieren: „Diese Sprache 
der Politik zu verstehen ist sehr schwierig“, so Gogus. 
Um Sprachkenntnisse auszubauen, braucht es Zeit 
und gezielte Unterstützung.

Ebenso entscheidend sind offene Strukturen in 
Parteien und Institutionen, damit sich Frauen will-
kommen fühlen. Politisches Engagement bedeutet 
zudem, sich öffentlich zu positionieren. Für diese 
Sichtbarkeit brauche es viel Mut, betont sie.

Kaum Unterschied zur letzten Wahl:  
Abgeordnete mit Migrationshintergrund (MH) seit 1990

30% 

20% 

10% 

0%

1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020 2025

Bevölkerung mit  
Migrationshintergrund

Daten zum Migrationshintergrund erst ab 2005 
Quelle: Projekt Repchance, Mediendienst Integration

Abgeordnete mit  
Migrationshintergrund
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Aus Sicht von DaMigra sind grundlegende Verände-
rungen notwendig. Das aktive und passive Wahlrecht 
dürfe nicht an die Staatsbürgerschaft gebunden sein. 
Politische Teilhabe ist eine Frage von Gerechtigkeit. 
Die fortgesetzte Exklusion migrierter und geflüchte-
ter Frauen verstärkt Mehrfachdiskriminierungen. Idil 
Gogus berichtet von ihren eigenen Erfahrungen: „Ich 
bin selber Migrantin, habe mich freiwillig dazu ent-
schieden, nach Deutschland zu kommen. Aber ich 
habe immer noch keine Stimme hier in Deutschland.“

Projekte von DaMigra: Wie Teilhabe gestärkt wird 

Das Projekt FrauenLand unterstützt Frauen mit Mi-
grationsgeschichte in der Sächsischen Schweiz, in 
Zwickau und Leipzig dabei, sich zu vernetzen, weiter-
zubilden und in den Austausch mit der Mehrheitsge-
sellschaft zu treten. Neben Informationen zur forma-
len politischen Beteiligung werden auch alternative 
Teilhabemöglichkeiten aufgezeigt, etwa in Elternrä-
ten oder Sportvereinen. Diese Zugänge fördern die 

Anteil weiblicher Abgeordneter mit MH in Bundestag/Landtagen 2017-2021

Partei
Anteil Frauen  
Bundestag

Anteil der  
Frauen innerhalb 
der Gruppe von 
Abgeordneten 
mit Migrations-
hintergrund 
Bundestag

Anteil Frauen  
Landtage

Anteil der  
Frauen innerhalb 
der Gruppe von 
Abgeordneten 
mit Migrations-
hintergrund 
Landtage

Linke
53,8% 63,6% 52,6% 57,1%

Grüne
58,5% 64,7% 21,0% 50,0%

SPD
42,2% 48,6% 38,7% 34,8%

CDU/CSU
23,4% 44,4% 21,5% 30,87%

FDP
25,0% 20,0% 21,7% 0,0%

AfD
13,3% 16,7% 11,8% 9,1%

Linke, Grüne &  
SPD 48,8% 55,6% 44,8% 44,3%

CDU/CSU,  
FDP & AFD 21,5% 30,0% 19,0% 17,9%

Alle Parteien
34,9% 48,8% 31,6% 38,0%

Quelle: Bergmann, Çelik & Wüst (2024): REPCHANCE. Bausteine einer chancengerechten politischen Repräsentation  
von Menschen mit Migrationsgeschichte.
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Selbstwirksamkeit und machen erfahrbar, dass Be-
teiligung möglich ist. Wenn über niedrigschwellige 
Teilhabemöglichkeiten gesprochen wird, finden viele 
Frauen schnell ihre eigene Stimme und beginnen, ak-
tiv nach Wegen der Beteiligung zu suchen. 

Das Projekt #together! trägt Anliegen von Migran-
tinnen in Politik und Zivilgesellschaft und macht Be-
darfe sichtbar, die bislang oft unbekannt sind oder 
ignoriert werden.

Diskussion der Teilnehmenden

In der Diskussion berichteten Teilnehmende aus ihrer 
Praxis. Eine Teilnehmerin aus Sachsen-Anhalt beton-
te, es mache Mut, zu hören, dass politische Teilha-
be in anderen Bundesländern deutliche Fortschrit-
te gemacht habe. Vor Ort gebe es mit dem lokalen 
Migrant*innenverein ein engagiertes Projekt, doch 
mangele es an sozialer Teilhabe, etwa durch fehlende 
Kitaplätze. Ohne verlässliche Kinderbetreuung seien 
weder Arbeit noch Sprachkurse möglich. Eine andere 
Teilnehmerin aus Thüringen berichtet, dass sie stark 
mit Kommunalverwaltungen und Integrationsbeirä-
ten zusammenarbeite, um passende Teilhabeforma-
te zu entwickeln. Das koste viele Ressourcen, denn 
„jede Kommune ist letztendlich anders und viele von 
ihnen haben kaum hauptamtliche, sondern nur eh-
renamtliche Strukturen“. Projekte wie Frauencafés, 
aufsuchende politische Bildung und die Arbeit mit 
Multiplikator*innen können Netzwerke stärken, er-
reichen aber nicht alle Frauen. 

Andere Teilnehmer*innen schilderten zudem mas-
sive rassistische Erfahrungen auf lokaler Ebene, die 
Empowerment-Prozesse erschweren und zu Erschöp-
fung führen. So weigerten sich bei einem Schwimm-
kurs vor Ort einige der deutschen Frauen, gemein-
sam mit den geflüchteten Frauen zu schwimmen. 
An politische Teilhabe sei unter diesen Bedingungen 
kaum zu denken. Gleichzeitig wurde betont: „Es gibt 
überall auf der Welt starke Frauen, und sie finden 
sich auch gegenseitig.“

Idil Gogus bestätigte, dass die Situation in ostdeut-
schen Bundesländern für geflüchtete Frauen be-
sonders herausfordernd sei. Es bestehe ein Reprä-
sentationsproblem: Wenn mehr Menschen mit 
Migrationsgeschichte vertreten wären, könnten die-
se Themen besser adressiert werden. Institutionen 
und gesellschaftliche Strukturen müssen sich diversi-
tätswertschätzend verändern. Die Referentin verwies 
hier auf Powersharing als zentralen Ansatz. Dazu 
gehört, eigene Privilegien zu reflektieren und offen 
über Macht zu sprechen: Wer hat Macht, und wie 
wird sie genutzt? Diese Auseinandersetzung sei so-
wohl in der Mehrheitsgesellschaft als auch innerhalb 
migrantischer Communities notwendig, da Zugänge 
und Ressourcen sehr unterschiedlich verteilt seien. 

Zivilgesellschaft, Mehrheitsgesellschaft und lokale 
Akteur*innen tragen die gemeinsame Verantwortung 
für die politische Teilhabe von migrantischen Frau-
en. Politische Teilhabe sollte sowohl formal gedacht 
werden als auch über alternative Wege. Viele Frauen 

wollen sich engagieren. Dafür 
müssen die Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden. Or-
ganisationen, die sich für die 
Teilhabe von migrantischen 
Frauen einsetzen, brauchen 
verlässliche Ressourcen und 
langfristige Finanzierung, dis-
kriminierende Strukturen zu 
hinterfragen und gerechte, 
nachhaltige politische Teilha-
be zu ermöglichen.

Es gibt „unsichtbare Frauen“, die durch  

bestehende Raster fallen, etwa weil sie 

keine Integrations- oder Alphabetisierungs-

kurse besuchen oder von sozialer Teilhabe 

weitgehend ausgeschlossen seien. 
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Abschluss und Fazit:  
Kommunale Teilhabe zwischen Anspruch und Wirklichkeit

Beitrag von Antonia Mohr und Azzam Moustafa, K3B

Die kommunale Ebene ist der Ort, an dem demokra-
tische Teilhabe konkret erfahrbar wird. Die Beiträge 
des Fachtags machen deutlich: Menschen mit Mig-
rationsgeschichte wollen gestalten, Verantwortung 
übernehmen und ihre Perspektiven einbringen. Ob 
das gelingt, hängt weniger von individueller „Integra-
tionsbereitschaft“ ab, als von strukturellen Rahmen-
bedingungen. Politische und gesellschaftliche Teil-
habe von Menschen mit Migrationsgeschichte kann 
somit als Gradmesser demokratischer Qualität ver-
standen werden. Wer kommunale Teilhabe stärken 
will, muss Institutionen öffnen, Entscheidungsmacht 
umverteilen und Finanzierung sichern. Und: die 
konstruktive Aushandlung von Konflikten, die rund 
um Teilhabe entstehen, erfordert das Eingehen von 
vertrauensvollen Beziehungen schon bevor Konflikte 
eskalieren.

Vier zentrale Erkenntnisse können aus der Keynote 
und den Beiträgen des Fachtags gewonnen werden:

Erstens wird migrantische Expertise im kommunalen 
Raum häufig symbolisch anerkannt, aber nicht aus-
reichend systematisch in Steuerungs- und Entschei-
dungsprozesse eingebunden. So werden migranti-
sche Organisationen auf kulturelle oder integrative 
Funktionen reduziert, während ihnen der Zugang zu 
macht- und ressourcenrelevanten Arenen – Fachgre-
mien, informelle Netzwerke, Haushaltsentscheidun-
gen – erschwert bleibt. Personen, die als „Türöffner“ 
fungieren, können dabei unterstützen, Verwaltungs-
strukturen aktiv für Teilhabe zu öffnen. Damit das 
erfolgreich ist braucht es jedoch auch den entspre-
chenden politischen Willen, wie die Keynote von Zey-
nep Aydar verdeutlicht.

Zweitens sind Ressourcenfragen zentral. Viele Vorha-
ben zur Stärkung von Teilhabe leben von ehrenamt-
lichem Engagement und kurzfristigen Projektförde-
rungen. Das erschwert eine langfristige, strategische 
Institutionalisierung und betrifft migrantische Selbst-
organisationen ebenso wie Projekte zur Brückenbil-
dung zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft. Das 
Beispiel „Starke Nachbar_innen“ in Neuwied verdeut-

licht, welches Potenzial in aufsuchender Arbeit, Peer-
Ansätzen und verlässlicher kommunaler Kooperation 
liegt – und wie fragil diese Strukturen bleiben, wenn 
sie von kurzfristiger Projektförderung abhängen.

Drittens prägen Diskurse und mediale Narrative kom-
munale Realitäten. Die Debatten um die Silvesternacht 
2022/23 oder die Freibäder in Neukölln zeigen, wie 
schnell Migration als problemursächlich dargestellt 
wird; auch wenn statistische Befunde diese Zuspit-
zungen nicht stützen. Solche Narrative wirken pola-
risierend, verstärken rassistische Zuschreibungen und 
haben konkrete politische Folgen: Marginalisierung 
migrantischer Gruppen und Organisationen, selektive 
Einbindung von Gremien oder Vertrauensverlust ge-
genüber Institutionen. Werden in konfliktbehafteten 
Aushandlungsprozessen ungleiche Machtverhältnisse 
reproduziert, können sie Exklusion vertiefen. Kommu-
nen sollten problematisierende Narrative nicht repro-
duzieren, sondern faktenbasiert einordnen und sich 
klar gegen Rassismus positionieren.

Viertens wird politische Teilhabe von migrantischen 
Frauen durch Mehrfachbelastungen strukturell er-
schwert. Prekäre Beschäftigung, Care-Arbeit, feh-
lende Kinderbetreuung, sprachliche Hürden und 
unsichere Aufenthaltslagen verschieben Prioritäten. 
Politische Partizipation setzt Stabilität, Zeit und Res-
sourcen voraus. Es gilt, diese geschlechtsspezifischen 
und sozialen Barrieren gezielt abzubauen und die po-
litische Teilhabe von Frauen mit Migrationsgeschich-
te auch durch niedrigschwellige Angebote, etwa über 
Sportvereine oder Frauencafés, zu stärken.

Die Beiträge des Fachtags „Mitreden, Mitdenken, 
Mitgestalten: Hürden für die Beteiligung von unter-
repräsentierten Gruppen in der Kommune verstehen 
und überwinden“ zeigen, dass Teilhabe eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe ist. Sie erfordert das Enga-
gement und die gemeinsame Verantwortung aller 
beteiligten Akteure, sowie einen Haltungswandel im 
Umgang mit einer pluralen Gesellschaft: 

Teilhabe ist keine Mehrarbeit, sondern  
gewinnbringend für unsere Demokratie.
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Worauf sollten wir in Kommunen achten,  
um Hürden der Beteiligung besser zu verstehen?

•	 Nicht nur hinschauen, sondern sprechen:  
mit migrantischen Communities!  
Und dabei unterschiedliche Perspektiven  
einbinden

•	 Auf Mehrfachdiskriminierung achten/ 
intersektionale Perspektiven einnehmen

•	 Verwaltungssprache und -handeln immer  
wieder von außen reflektieren zu lassen

•	 Fehlender oder mangelnder Wissenstransfer  
zwischen Ansprechpersonen in Trägern und  
behördlichen Strukturen

•	 Auf Vertrauen!  
Dieses ist eine Grundvoraussetzung,  
um Anliegen überhaupt erst einzubringen

•	 Diskriminierung und Benachteiligung  
funktionieren oft subtiler, als angenommen.  
Das darf nicht aus den Augen verloren werden

•	 Wir müssen die Mehrheitsgesellschaft anregen, 
die eigenen Privilegien zu hinterfragen

Wo können wir ansetzen, um zu mehr Teilhabe von  
unterrepräsentierten Gruppen in der Kommune beizutragen?

•	 Wir brauchen Menschen, die von innen  
die Türen aufmachen

•	 Entscheidungsprozesse und Besetzungen  
von Gremien anschauen und diverse Positionen 
zulassen

•	 Missstände ansprechen und öffentlich machen

•	 Herausstellen von Erfolgsgeschichten  
à positives Storytelling als Mutmacher

•	 Nicht nur anlassbezogener Kontakt,  
sondern institutionalisierter Austausch!  
Das schafft Vertrauen

•	 Bürger*innen mit Migrationsgeschichte  
auch zu anderen Themen, die die den Stadtteil/
Bezirk/Stadt/Gesellschaft betreffen heranziehen 
und einbeziehen - Expertise nicht nur auf  
migrantische Themen beschränken

•	 Den Mut haben Neues auszuprobieren

•	 Teilhabe nicht nur als politische,  
sondern auch als soziale Teilhabe denken

Als Abschluss des Fachaustauschs 

diskutierten die Teilnehmenden  

gemeinsam die Erkenntnisse aus 

den Diskussionsforen anhand von 

zwei Leitfragen. Ihre Antworten 

wurden auf einem digitalen Board 

festgehalten und sind hier in einer 

kleinen Auswahl dargestellt.  
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Partizipation in kommunalen Strukturen

Persönliche Reflexion von Azzam Moustafa 
Redaktion von Antonia Mohr

Azzam Moustafa arbeitet seit 2021 als freiberuflicher 
Konfliktberater und seit 2025 als Projektreferent am 
K3B – Kompetenzzentrum Kommunale Konfliktbera-
tung. In seiner Freiberuflichkeit unterstützt er Kom-
munen sowie zivilgesellschaftliche Organisationen 
dabei, komplexe soziale Konflikte zu bearbeiten und 
konstruktive Dialog- und Beteiligungsprozesse zu ge-
stalten. Außerdem führt er Trainings zu den Themen 
Beteiligung, Kommunikation und Konflikttransforma-
tion durch. Auf Grundlage seiner Praxiserfahrungen 
konzipierte er den Fachaustausch zur Teilhabe mig-
rantischer Communities entlang von zwei Leitgedan-
ken: bestehende Hürden für Beteiligung zu verstehen 

und Wege zu identifizieren, wie diese bearbeitet und 
überwunden werden können. Dieser Text knüpft an 
Azzam Moustafas persönliche Erfahrungen als frei-
beruflicher Konfliktberater an und reflektiert wieder-
kehrende Herausforderungen und Lernprozesse an 
der Schnittstelle zwischen migrantischen Communi-
ties und kommunalen Akteur*innen. Als persönliche 
Reflexion, ergänzend zu den Beiträgen des Fachaus-
tauschs, möchte er dazu beitragen, ein vertieftes 
Verständnis für Beteiligungshürden zu fördern und 
Perspektiven aufzuzeigen, die eine stärker anerken-
nungsbasierte und tragfähige Beteiligung auf kom-
munaler Ebene unterstützen können.

Als ich anfing, als Konfliktberater mit Kommunen zu 
arbeiten, stand ich unter dem ständigen Druck, mei-
ne Kompetenz beweisen zu müssen. Es ist noch keine 
Normalität, dass Menschen mit Migrationshinter-
grund Kommunen beraten. Während der Corona-Zeit 
saß ich oft mit Maske in Besprechungen. Hinter der 
Maske wiederholte ich leise die Worte meiner Kol-
leginnen und Kollegen, um das Gesagte besser ver-
stehen zu können. Ich fühlte mich wie ein Kind: lang-
sam, unsicher, zurückhaltend. Aus Angst, Fehler zu 
machen, sagte ich manchmal nicht das, was ich wirk-
lich sagen wollte. Ich musste mich zuerst im deut-
schen Kontext zurechtfinden. Bevor ich fragen konn-
te, wer mir die Tür öffnet, musste ich selbst bereit 
sein, durch die Tür zu gehen. Ich bin damals ins kalte 
Wasser gesprungen, habe mich selbst ermutigt und 
habe mich auf den langen Weg gemacht, um kom-
munale Strukturen und deren Kontext zu verstehen. 
In den letzten fünf Jahren habe ich bei unterschiedli-
chen Trägern mit kommunalen Strukturen gearbeitet 
und zu lokalen Konflikten beraten, Fortbildungen für 
Verwaltungsmitarbeitende und relevante Akteure 
vor Ort durchgeführt und Runde Tische moderiert. 
Wenn ich über meine Praxiserfahrungen nachdenke 
und reflektiere, was es schwierig oder leichter macht, 
Brücken zwischen migrantischen Communities und 
kommunalen Strukturen zu bauen, wird mir bewusst: 

Es geht um Anerkennung von Gleichwertigkeit, um 
Machtdynamiken innerhalb und zwischen Gruppen 
sowie um gegenseitiges Verständnis.

Brücken bauen für Zugehörigkeit

In einer Kommune, die ich beratend begleitet habe, 
gab es in der Kommunalverwaltung Konflikte rund 
um die Übersetzung von Dokumenten und Veran-
staltungen ins Arabische, Farsi und Ukrainische so-
wie die Unterstützung von Veranstaltungen während 
des muslimischen Fastenmonats Ramadan. Die einen 
wollten zeigen, dass die Stadt offen für alle ist, wäh-
rend die anderen die traditionellen Werte der Stadt 
bewahren wollten. Interessant war, dass beide politi-
schen Gruppen eine schwierige gemeinsame Vergan-
genheit seit der Wendezeit teilten. Es schien mir, als 
kämpften sie nicht nur um aktuelle Themen, sondern 
auch um ihre Geschichte und Identität. Ich erlebe, 
dass die Gefahr von Spaltung und Polarisierung in der 
Stadtgesellschaft steigt, wenn interne Konflikte nicht 
konstruktiv bearbeitet und Fragen rund um Teilhabe 
zum politischen Spielball werden. Es besteht die Ge-
fahr, dass Menschen dann nicht mehr als Individuen 
wahrgenommen, sondern auf ihre Gruppenzugehö-
rigkeit reduziert werden. Insbesondere Menschen 
mit Migrationshintergrund wird dann mit Stigmati-
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sierung, Vorurteilen und Ausschluss begegnet, das 
höre und erlebe ich immer wieder. So zum Beispiel 
bei einem von mir geplanten Austauschtreffen für 
Migrantinnen in einer anderen Kommune, bei der 
ich die Übung der „Konfliktlandkarte“ durchgeführt 
habe. Dafür habe ich ein großes Papier vorbereitet 
und die Stadt darauf skizziert. Anschließend waren 
die Teilnehmenden dazu eingeladen, ihre Lieblings-
orte, Angstorte, Ressourcenorte und Konfliktorte 
einzuzeichnen. So haben wir versucht, ein gemeinsa-
mes Bild der Erfahrungen der Teilnehmenden zu ent-
wickeln. Die Teilnehmenden wurden ermutigt sich zu 
öffnen und miteinander zu verbinden. Wie kann ein 
Supermarkt ein Angst-Ort sein? Eine Teilnehmerin 
erzählte, wie oft sie sich an der Kasse komisch an-
geschaut fühlte. Sie hatte das Gefühl, dass ihr etwas 
passieren könnte. So ist Partizipation nicht möglich.

Meiner Erfahrung nach gelingt Partizipation in Kom-
munen besser, wenn sich die Kommunalverwaltung 
aktiv dafür einsetzt. Beispielsweise habe ich in der 
Stadt Neuwied als Co-Trainer ein Training mit einer 
Gruppe von Frauen mit Migrationshintergrund be-
gleitet. Einmal war die Bürgermeisterin zu Besuch. 
Wir arbeiteten gerade mithilfe von bunten Karten 
auf dem Boden an einer Übung zum Thema Identi-
tät. Die Teilnehmer*innen sollten aufstehen, wenn 
sie sich mit den Begriffen auf einer Karte verbunden 
fühlten. Ich erinnere mich, dass ich eine Karte mit 
dem Wort „Deutschland“ auf den Boden legte. Nur 
drei Frauen vom 16 standen auf. Auf der nächsten 
Karte stand „Neuwied“. Alle Teilnehmenden standen 
auf. Eine Teilnehmerin sagte: „Deutschland kenne ich 
nur aus den Nachrichten. Es fühlt sich weit weg an. 
Aber Neuwied ist meine Stadt“. Die Stadt Neuwied 
hat viel dafür getan: Angebote von Ehrenamtlichen 
unterstützt, Weiterbildungen ermöglich und Orte ge-
schaffen, an denen Menschen gemeinsam Essen kön-
nen. So entstand ein Gefühl von Zugehörigkeit für die 
Neu-Zugezogenen. Brücken zu bauen bedeutet, Ver-
bindung zu schaffen. Partizipation entsteht dort, wo 
Menschen sich zugehörig fühlen und Verantwortung 
für das Gemeinwohl übernehmen können. Ich finde, 
dass es dafür es eine Kultur der Akzeptanz braucht.

Beteiligung – aber nur mit Bedingungen?

In einigen Situationen habe ich mitbekommen, 
dass soziale Teilhabe mit Bedingungen verbunden 
sein kann. In einem Beteiligungsworkshop in einer 
Kommune kam ich mit einer Frau mit Kopftuch ins 
Gespräch. Sie erzählte, dass eine sozial engagierte 
Person aus einer Willkommensinitiative ihre Fami-
lie früher sehr unterstützt hätte. Irgendwann wollte 
ihre Familie ein Auto kaufen. Der Aktivist aus der 
Willkommensinitiative sagte zu ihnen: „Sie brauchen 
kein Auto. Es gibt doch öffentliche Verkehrsmittel!“ 
Die Teilnehmerin erzählte uns, dass sich sein Ver-
halten ihrer Familie gegenüber veränderte, als sich 
die Familie trotzdem für ein Auto entschied. In die-
sem Moment wurde mir deutlich: Die Teilnehmerin 
wurde von ihm nicht als gleichwertig anerkannt. Ihr 
Recht auf eigene Entscheidungen wurde nicht res-
pektiert. In diesem Beispiel zeigen sich verschiedene 
Ungleichheitslinien: migrantisch – nicht-migrantisch; 
Machtverhältnisse zwischen „Geflüchteten“ und 
„Unterstützenden“; unterschiedliche Lebensstile so-
wie auch Klassen- und kulturelle Unterschiede. Es 
zeigt auch: Guter Wille allein ist nicht genug, vor al-
lem dann nicht, wenn er an Bedingungen geknüpft 
ist. Doch echte Partizipation beginnt mit dem Recht 
auf Selbstbestimmung. Dieses Recht sollte nicht ver-
handelbar sein. Verhandelbar sind Interessen und 
Meinungen– aber auf Augenhöhe. 

Machtdynamiken innerhalb  
migrantischer Communities 

Meinem Eindruck nach werden migrantische Com-
munities oft als homogene Gruppen wahrgenom-
men. Wenn man jedoch genauer hinschaut und 
auch die nuancierten Unterschiede innerhalb der 
Herkunftsgesellschaften berücksichtigt, wird deut-
lich, dass es innerhalb jeder migrantischen Commu-
nity wiederum viele verschiedene Communities gibt: 
säkular und religiös, reich und arm, Stadt und Dorf. 
Das geht mit komplexen Beziehungen zwischen die-
sen Gruppen einher. Ich bin davon überzeugt, dass 
es für Kommunen wichtig ist, diese (Macht-)Dyna-
miken anzuerkennen, um Konflikte in migrantischen 
Communities besser nachvollziehen zu können. In 
einer Industriestadt in Süddeutschland traf ich im 
Rahmen einer Veranstaltung einen Geflüchteten, 
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der bereits vor einigen Jahrzehnten aus Syrien nach 
Deutschland gekommen war. Hier hatte er sich ein 
erfolgreiches Geschäft aufgebaut. Im Gespräch frag-
te er mich: „Essen Sie in Ihrer Heimatstadt in Aleppo 
am Tisch oder auf dem Boden?“. „Das kommt dar-
auf an“, antwortete ich. „Aber genau das macht den 
ganzen Unterschied“, sagte er. „Wir haben in Syrien 
immer am Tisch gegessen. Diejenigen, die in Syrien 
auf dem Boden essen, sind nicht wie wir. Wir unter-
scheiden uns in unseren alltäglichen Gewohnheiten 
und unserer Kultur. Wir sind nicht gleich.“ Die Stadt 
in Süddeutschland, in der er wohnt, ist stark von zwei 
großen syrischen Familien geprägt, die vor kurzem 
hergezogen waren. „Eine von diesen großen Fami-
lien hat eine Wohnung gegenüber meinem Geschäft 
gemietet, und seitdem hat sich alles verändert“, er-
klärte er. Er fühlte sich durch sie gestört. Als ich ihn 
fragte, wie man mit diesem Konflikt umgehen könne, 
antwortete er: „Deportieren. Alle.“ Ich widersprach 
und fragte ihn, ob das nicht unfair gegenüber den 
Familien sei. Daraufhin schwieg er. Dann wurde sein 
Ton weicher: Er versuchte zu erklären, wie schwach, 
allein und machtlos er sich gegenüber diesen Fami-
lien fühle. Gleichzeitig versicherte er mir, dass es ihm 
nicht darum gehe, was moralisch richtig oder falsch 
sei. Er wolle eine Lösung sowie Recht und Ordnung. 
Für ihn stellten diese großen Familien die eigent-
liche Mehrheitsgesellschaft dar. Obwohl in diesem 
Beispiel beide Konfliktparteien aus demselben Her-
kunftsland kommen, derselben Religion angehören 
und viele Gemeinsamkeiten teilen, unterscheiden sie 
sich in Bezug auf Klasse, Interessen und Macht. Diese 
Unterschiede innerhalb migrantischer Communities 
sind meiner Erfahrung nach aber oft nicht sicht- und 
somit besprechbar, was Auswirkungen auf das Zu-
sammenleben in Deutschland hat. 

Fazit

Menschen mit Migrationshintergrund leben nicht in 
einer Parallelgesellschaft, sondern in vielen paral-
lelen Welten: Diese sind zum einen verbunden mit 
der Zeit und der Welt von gestern, wo meine Heimat, 
meine Wurzeln, meine großen und tiefen Wunden 
sind. Zum anderen sind sie verknüpft mit der sozia-
len Realität, dem Konstrukt und folgenden Fragen: 
Wo stehe ich gerade? Mit wem rede ich? Was will 
ich jetzt erreichen und wie? Jede Community hat ihre 
eigene Struktur, ihr internes System und ihre Kultur 
sowie einen Raum, in dem sich Individuen innerhalb 
dieser Strukturen bewegen. Ich finde: Eine besse-
re Beteiligung migrantischer Communities birgt die 
Chance, diese Strukturen zu verstehen, Netzwerke 
zu stärken und sorgsam mit Konflikten umzugehen. 
Genau darin liegen wichtige Schlüssel. Diese Schlüs-
sel sind in den Communities bereits vorhanden. Man 
muss sie nur finden. 
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